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Millionen für neue Multimediawelt
Das Glasfasernetz ist der
Standard der Zukunft.
Kunden werden dieses
nicht mehr missen
wollen, so Experten. Bis es
in Biel flächendeckend so
weit ist, werden aber noch
einige Jahre vergehen.
TOBIAS GRADEN

Es läuft die Tagesschau in HD-
Qualität, und oben rechts auf
dem Bildschirm werden in Echt-
zeit die Statuskommentare der
Facebook-Freunde eingeblendet.
Wer um Mitternacht noch den
«Kassensturz» sehen will, wählt
die bereits gesendete Sendung im
Menü einfach an. «Es ist das Ende
des gesendeten, zeitfixierten
Fernsehens», sagt Reto Bertschi,
CEO des Bieler Unternehmens Fi-
necom. Und wann ist es so weit?
«In fünf Jahren wird das die
Mehrzahl der Kunden wollen.»

Hohe Investitionskosten
Was jetzt noch nach Zukunfts-
musik tönt, wird in einigen Jahren
tatsächlich Standard sein – dank
der Glasfasertechnologie. Über
ein Glasfasernetz können un-
gleich mehr Daten ungleich
schneller transportiert werden als
über das bestehende Kupfer-
kabel, so dass Anwendungen wie
interaktives Fernsehen, aber auch
Internet mit sehr hoher Kapazität
viel einfacher realisierbar sind.
Denn dank der hohen Übertra-
gungskapazität wird die «Intelli-
genz des Systems», wie Bertschi
es nennt, nicht mehr im Endgerät
platziert sein müssen, sondern in
den Servern des Anbieters.

Allein: Dazu braucht es zuerst
ein Glasfasernetz. Und die Erstel-
lung eines solchen ist nicht ge-
rade billig. In der Stadt Bern zum
Beispiel investiert Energie Wasser
Bern in den nächsten Jahren
140 Millionen Franken, um alle
Haushalte ans neue Hochge-
schwindigkeitsnetz anzuschlies-
sen («Fibre to the home»).

Die Bieler Finecom ist Partne-
rin des Pilotprojekts. Sie bietet
dort ihr Produkt für interaktives
Fernsehen an, für dessen Benen-
nung derzeit ein Ideenwettbe-
werb im Gange ist.

Mit anderen Städten
Wie hoch die Investitionen für

ein Glasfasernetz in Biel sein wer-
den, lässt sich noch nicht bezif-
fern. Sicher ist, dass diese Technik
der Zukunft kommen wird – und
dass sich mit ihr vermutlich viel
Geld verdienen lässt, dürfte ein
solches Netz doch gut 20 Jahre
und länger in Betrieb sein. Die
Swisscom, grösster Telekommu-
nikationsdienstleister in der
Schweiz, bestätigt, dass Interesse
besteht, in Biel an der Erstellung
eines Glasfasernetzes beteiligt zu
sein. Im Juli haben unter anderen
sowohl Swisscom als auch der
ESB auf Einladung des Kantons
an einem Roundtable-Gespräch
teilgenommen. Swisscom-Spre-
cher Olaf Schulze sagt, dass
Swisscom weitere Fragen «in den
kommenden Monaten» erörtern
möchte.

Für Biel «unabdingbar»
Für die «Stadt der Kommunika-
tion» sei ein Glasfasernetz unab-
dingbar, sagt Gemeinderätin Bar-
bara Schwickert. Allerdings ist
das Projekt noch nicht weit fort-
geschritten, ein Termin etwa mit
der Swisscom sei noch nicht an-
gesetzt, direkte Gespräche haben

noch keine stattgefunden. Viel-
mehr setze die Stadt auf die Zu-
sammenarbeit mit anderen Städ-
ten, sagt Schwickert.

Standard gefordert
Könnten mehrere Städte gegen-
über den Interessenten – allen
voran der Swisscom – gemein-
sam auftreten, würde dies ihre
Verhandlungsposition stärken.
Fragen zu klären gibt es zahlrei-
che, auch Olaf Schulze sagt: «Das
sind jeweils sehr komplexe und

teilweise langwierige Verhand-
lungen.» Dies zeigt der Blick nach
Bern, wo ein koordiniertes Vorge-
hen erst nach monatelangen Ge-
sprächen möglich wurde. Die In-
teressen liegen naturgemäss ent-
gegengesetzt, haben doch die
städtischen Werke in der Regel
ein Interesse, einen möglichst ho-
hen Anteil an die Erstellungskos-
ten zu bekommen. Ein einheit-
liches Finanzierungs- und Be-
triebsmodell ist jedenfalls noch
nicht gefunden. In ihrem Positi-
onspapier plädiert die Swisscom
für einen «Infrastruktur-basierten
Wettbewerb»: Es sollen beim Auf-
bau des Netzes genügend Fasern
verlegt werden, so dass alle inte-
ressierten und investitionsberei-
ten Anbieter über eine eigene Fa-
ser verfügen können.

Die Bieler Finecom sei als In-
halteanbieter ihrerseits daran in-
teressiert, dass möglichst flächen-
deckend einheitliche Standards
herrschten, sagt CEO Bertschi.
Das Unternehmen versorgt der-
zeit 220 000 Haushalte in der
Schweiz mit dem TV-Signal, es
will sein Netz auf eine halbe Mil-
lion Kunden ausbauen, das Po-

tenzial für interaktives Fernsehen
über Glaskabel sei aber enorm.
Und diese Geschäftsmöglichkeit
eröffnet sich den Bielern erst mit
flächendeckenden Glasfasernet-
zen, können sie derzeit doch an
jenen Orten, wo die Cablecom
ihr Monopol hat, ihre Dienste
nicht anbieten.

«Nicht teurer»
Wann der Bau eines Glasfasernet-
zes in Biel gestartet wird und wie
das Projekt ausgestaltet sein wird,
ist derzeit noch gänzlich offen. «Es
ist schwierig zu sagen, wie sich
das zeitlich entwickelt», so Ge-
meinderätin Schwickert. Der
nächste Fixpunkt ist im Herbst,
wenn ein Zwischenbericht an den
Gemeinderat der Stadt Biel abge-
geben werden soll.

Und die Konsumenten? Wird
die schöne neue Fernseh- und Te-
lekommunikationswelt ungleich
komplizierter zu bedienen und
deutlich teurer sein? Finecom-
Chef Reto Bertschi verneint: «Wir
achten darauf, dass das System
selbsterklärend ist und nicht mehr
kostet als der heutige Festnetz-
und Cablecom-Anschluss.»

Mietzinssenkung: So gehts

Mieter haben einen
gesetzlichen Anspruch
auf Mietzinsreduktion,

wenn der
Referenzzinssatz sinkt.

D er Referenzzinssatz für
Hypotheken ist im Juni
von 3,5% auf 3,25%

gesunken. So wie der Vermieter
bei Zinserhöhungen das Recht
hat, den Mietzins anzupassen,
haben die Mieterinnen und
Mieter einen gesetzlichen An-
spruch auf Mietzinsreduktion,
wenn der sogenannte Referenz-
zinssatz sinkt. Zuerst sollte aber
überprüft werden, ob im kon-
kreten Fall überhaupt ein Sen-
kungsanspruch besteht. Ein
allfälliger Mietzinssenkungsan-
spruch kann wie folgt berech-
net werden.

Erster Schritt
Dem Mietvertrag oder der

letzten Mietzinserhöhung kann
entnommen werden, auf wel-
chem Hypothekarzins die Be-
rechnung des aktuellen Miet-
zinses beruht. Allfällige Miet-
zinssenkungen stellen für die
Mieterschaft keine verbindliche
Kostenbasis dar und sind des-
halb unbeachtlich.

Beispiel: Die letzte Mietzins-
erhöhung erfolgte im Sommer
2008. Der Vermieter erhöhte
den Mietzins und vermerkte,
dass der neue Mietzins auf ei-
nem Hypothekarzinssatz von
3,5% beruhe. Die Senkung des

Referenzzinssatzes von 3,5%
auf 3,25% ergibt einen Miet-
zinssenkungsanspruch von
2,91% des aktuellen Nettomiet-
zinses.

Zweiter Schritt:
Der Vermieter kann mit dem

allfälligen Senkungsanspruch
einen Teil (40%) der Teuerung
verrechnen. Der Vermieter darf
zusätzlich sogenannte allge-
meine Kostensteigerungen mit
einem allfälligen Senkungsan-
spruch verrechnen. Diese müs-
sen aber von der Vermieter-
schaft konkret nachgewiesen
werden. Die in der Praxis übli-
chen jährlichen Pauschalen für
allgemeine Kostensteigerungen
muss die Mieterschaft grund-
sätzlich nicht akzeptieren.

Der dritte Schritt
Wenn die obigen Schritte

ergeben sollten, dass ein Sen-
kungsanspruch besteht, sollte
die Vermieterschaft schriftlich
um eine Mietzinssenkung
ersucht werden.

Wenn der Vermieter nicht
reagiert oder die Mieterschaft
mit der Antwort nicht einver-
standen ist: Der Vermieter
muss innert 30 Tagen ab Emp-
fang zum Herabsetzungsbe-

gehren der Mieterschaft Stel-
lung nehmen. Reagiert er nicht
fristgemäss, muss die Mieter-
schaft beim zuständigen Miet-
amt innert 30 Tagen ein An-
fechtungsbegehren einreichen.

Nimmt der Vermieter recht-
zeitig Stellung, ist die Mieter-
schaft mit den Ausführungen
jedoch nicht einverstanden, so
muss innert 30 Tagen seit Er-
halt der Antwort der Vermieter-
schaft ein entsprechendes He-
rabsetzungsbegehren beim zu-
ständigen Mietamt gestellt wer-
den. Sollte am 1. September
der Referenzzinssatz nochmals
um 0,25% sinken, empfiehlt es
sich, die vorerwähnte Mietzins-
überprüfung vorzunehmen
bzw. den vom Mieterinnen-
und Mieterverband angebote-
nen Mietzins-Checkup in An-
spruch zu nehmen und gege-
benenfalls ein Senkungsbegeh-
ren an die Vermieterschaft zu
stellen.

Musterbriefe, Indextabellen,
Mietzinsberechnungstool und
Adressen der Mietämter finden
sich unter folgender Adresse:
www.mieterverband.ch/bern.

INFO: Pascale Freudiger ist
Rechtsberaterin beim Mieterinnen-
und Mieterverband Kanton Bern.
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Reto Bertschi, CEO von Finecom, hofft auf einheitliche Glasfaser-Standards in der ganzen Schweiz. Bild: René Villars

Dienste übers
Glasfaserkabel
• Internet: Datendurchlauf
grösser, Verbindung schneller
• Telefonie: für den Kunden
keine grosse Veränderung ge-
genüber heute
• Fernsehen: dank grösse-
rem Datendurchlauf zahlrei-
che neue Anwendungen mög-
lich. Weitere Anwendungen:
zahlreiche andere Möglich-
keiten denkbar (tg)

NACHRICHTEN

Hotellerie bangt
um Arbeitsplätze
sda. Die Wirtschaftskrise trifft
die Schweizer Hotellerie scharf.
«Von den 100 000 Jobs in der Ho-
tellerie stehen kurzfristig 10 000
auf dem Spiel», sagte Guglielmo
Brentel, Präsident des Bran-
chenverbandes Hotelleriesuisse,
in einem Interview mit der
«SonntagsZeitung». Langfristig
werde die Branche aber wach-
sen. Mit Besserung rechnet
Brentel im Sommer 2011. Das
nächste Jahr werde noch schwie-
rig – die Logiernächte würden
nochmals zurückgehen.

Brunetti: «Tiefpunkt
ist erreicht»
sda. «Ich gehe davon aus, dass
der Tiefpunkt erreicht ist», sagte
SECO-Chefökonom Aymo Bru-
netti im Interview mit der Zei-
tung «Sonntag». So würden sich
etwa die Haushaltseinkommen
nicht sofort von der Krise erho-
len und die weltweiten Stimulie-
rungsmassnahmen würden Ende
Jahr an Wirkung verlieren. Doch
einen erneuten scharfen Rück-
schlag halte er für wenig wahr-
scheinlich, sagte der Leiter der
Direktion Wirtschaftspolitik im
Staatssekretariat für Wirtschaft.

USA: Banken-Pleite
des Jahres
sda. In den USA haben die Be-
hörden die Colonial Bank im
Bundesstaat Alabama geschlos-
sen. Die Einlagen von 20 Mrd.
Dollar werden komplett von der
Grossbank BB&T übernommen,
für die Kunden entstünden keine
Nachteile, wie die US-Einlagen-
sicherungsbehörde FDIC beton-
te. Insgesamt machten die Be-
hörden fünf Banken dicht.

UBS-Steueraffäre

Vergleich ist
nur der Anfang

sda. Im Kampf gegen Steuerflucht
macht die US-Steuerbehörde IRS
Ernst: Wer sich bis am 23. Sep-
tember nicht selber stellt, muss
mit einer Anklage rechnen.

Die IRS sei bereit, die 150
schlimmsten Steuerhinterzieher,
die ein Konto bei der Schweizer
Grossbank UBS besitzen, straf-
rechtlich zu verfolgen, berichtetet
die Zeitung «New York Times»
unter Berufung auf das Umfeld
der Justizbehörden.

Die Chefkommissarin der IRS-
Untersuchung, Eileen C. Mayer
bestätigte, dass Staatsanwälte im
ganzen Land gegen Steuersünder
ermittelten. «Wer Einkommen im
Ausland versteckt, muss sich nun
sofort stellen. Sonst drohen harte
Strafen und Bussen», sagte Mayer.

Die IRS hatte US-Bürgern ein
Ultimatum gestellt: wer sich
selbst bis zum 23. September an-
zeigt, kann mit einer Strafminde-
rung rechnen. Wer bis Ablauf der
Frist seine ausländischen Konten
nicht offenlegt, muss dagegen mit
einer Anklage rechnen. Nach An-
gaben der Behörde haben sich
inzwischen hunderte Steuersün-
der gemeldet.

Am Freitag gestand ein Ge-
schäftsmann vor einem Gericht
in Malibu in Kalifornien, dass er
mit Hilfe der UBS Steuerbetrug
begangen habe. Gemäss IRS-An-
gaben hat John McCarthy in den
USA unterschlagene Gelder auf
ein Konto in der Schweiz ge-
schleust. Es handle sich um eine
Summe in Höhe von über einer
Million Dollar, hiess es.

Bereits früher hatten vier mil-
lionenschwere amerikanische
Steuerbetrüger mit UBS-Konten –
Igor Olenicoff, Steven Ruben-
stein, Robert Moran und Jeffrey
Chernick – gestanden. McCarthy
scheint im Vergleich zu den vier
Multimillionären ein kleiner
Fisch. Dem Vernehmen nach in-
teressiert sich die Steuerbehörde
insbesondere für Konten, auf
denen mindestens eine Million
Dollar liegen.

Maschinenindustrie

Aufträge gehen
weiterhin zurück

sda. Die Schweizer Maschinen-
industrie leidet weiter unter den
Folgen der Wirtschaftskrise. Wie
der Präsident des Branchen-
verbandes Swissmem, Johann
Schneider-Ammann, der Zeitung
«Sonntag» sagte, sind die Auf-
träge der Swissmem-Betriebe im
zweiten Quartal 2009 um bis zu
25 Prozent eingebrochen.

Im ersten Quartal war der Ein-
bruch mit einem Minus von
44 Prozent im Vergleich zum
Vorjahresquartal noch heftiger.
«Nun ist eine Bodenbildung
sichtbar», sagte der FDP-Natio-
nalrat im Interview. Er hoffe, dass
«uns die Krise im MEM-Sektor
nicht mehr als etwa 25 000 Ar-
beitsplätze» koste. Das sei die
Hälfte der in den Jahren 2004 bis
2007 in der Branche neu geschaf-
fenen Stellen.

Schneider-Ammann vertei-
digte die umstrittenen Lohnkür-
zungen etwa bei Rieter und Alu
Menziken. Er sei zwar «kein
Freund von pauschalen Lohn-
kürzungen», sagte er. «Wenn aber
die Mitarbeiter so kostbar sind
wie bei der Ammann-Gruppe
und man gezwungen wird, die
fixen Personalkosten zu senken,
dann würde ich Lohnkürzungen
einem Stellenabbau vorziehen»,
so Schneider-Ammann.


